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Juristisches Gezerre um Ocalan-Bilder
und kein Ende

m 8.Januar verkiindete das Oberverwaltungsgericht Miinster ein Urteil zum
Verbot des Verwendens von Bildern Abdullah Ocalans in einer Versammlung
(OVG Miinster, 15 A 1270/20). Die dazu vom Gericht am selben Tag verof-
fentlichte Pressemitteilung beschréinkt sich inhaltlich im Grunde auf das Ergebnis, zu dem
der 15. Senat kam, namlich dass die Auflage der Versammlungsbehorde, Bilder Abdullah
Ocalans diirften bei der einen streitgegenstindlichen Versammlung nicht gezeigt werden,
im konkreten Fall rechtméfig war. Daher liest sich die Pressemitteilung auf den ersten
Blick, als ob das Verbot generelle Giiltigkeit besdfle. In den folgenden Wochen beriefen
sich dann auch gleich mehrere Versammlungsbehdrden auf das Urteil bzw. auf die Pres-
semitteilung, um jeweils ihre Auflagenbescheide in anderen Sachen zu begriinden. Doch
kommt es im Recht stets auf den Einzelfall und seine Nuancen an, so dass zu differenzieren
ist.

Dem Urteil des OVG Miinster liegt eine Versammlung aus dem November 2017 zugrunde.
Ein breites Biindnis kurdischer, tiirkischer und deutscher linker Gruppen hatte zu einer euro-
paweiten Demonstration unter dem Titel ,,NO PASARAN! Kein Fulbreit dem Faschismus.
Schluss mit den Verboten kurdischer und demokratischer Organisationen aus der Tiirkei.
Freiheit fiir Abdullah Ocalan und alle politischen Gefangenen* in Diisseldorf aufgerufen. Es
ging also um gleich mehrere Themenschwerpunkte, 25.000 Teilnehmer:innen waren ange-
kiindigt und die aufrufenden Gruppen zeigten sich im Vorfeld der Demonstration kdmp-
ferisch und erklérten, ein Verbot von Bildern und Symbolen kdnne und werde man nicht
akzeptieren.

Zur Erinnerung: Anfang 2017 hatte das Bundesinnenministerium in einem rechtlich nicht
angreifbaren Rundschreiben an die Innenministerien der Lander und die Sicherheitsbehor-
den des Bundes bekannt gegeben, dass es das Betdtigungsverbot gegen die PKK kiinftig
weiter auslegen werde und die Symbole diverser kurdischer Organisationen als Ersatzsym-
bole, der sich die PKK bediene, im Kontext von Versammlungen als verboten ansehe. Expli-
zit nannte das BMI das Bild Abdullah Ocalans, das mittlerweile gleichwertig neben den
origindren Kennzeichen der PKK stiinde, aber auch die Symbole der syrisch-kurdischen
Volks- und Frauenverteidigungseinheiten YPG und YPJ sowie der Partei der Demokrati-
schen Einheit PYD. Mittlerweile ist gerichtlich entschieden, dass zumindest die Symbole der
YPG/YPJ und PYD nicht unter das Kennzeichenverbot fallen. Was die Auseinandersetzung
um das Bild Abdullah Ocalans angeht, steht diese Entscheidung noch aus, wie das Urteil
aus Miinster zeigt.

Ocalan starkt den Zusammenhalt der PKK

2017 hatte die Versammlungsbehdrde den Teilnehmer:innen der Versammlung per Aufla-
genbescheid untersagt, Bilder Abdullah Ocalans zu zeigen. Ocalan-Bilder stellten grund-
satzlich Kennzeichen einer verbotenen Vereinigung bzw. einer mit einem Betétigungsverbot
belegten Vereinigung dar. Darum sei das Verwenden der Bilder vom Kennzeichenverbot
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Kundgebung fiir die Freiheit von Abdullah Ocalan am 15.2.2024 in Kobané

des § 9 VereinsG umfasst. Das VG Diisseldorf besta-
tigte dieses Verbot, woraufhin die Veranstalter*innen
in Berufung gingen und das OVG Miinster jetzt — liber
sechs Jahre nach der Versammlung — sein Urteil féllte,
dessen schriftliche Begriindung mittlerweile vorliegt.

Das OVG kommt zu dem Schluss: die Bilder Abdul-
lah Ocalans sind grundsitzlich Kennzeichen der PKK,
raumt aber auch ein, ,,dass als wahr unterstellt wer-
den [konne], dass die Person Ocalan mittlerweile eine
offentliche Bedeutung habe, die iiber seine Funktion als
Griinder der PKK und seine Rolle als deren langjéhri-
ger Fiihrer hinausgehe.“ Dies dndere nach Ansicht des
OVG zwar nichts an der Verkniipfung zwischen Abdul-
lah Ocalan und der PKK, zeigt aber eine Méglichkeit
auf, die Gleichsetzung von PKK und Abdullah Ocalan
in Zukunft weiter aufzubrechen. Die Einordnung eines
Bildes, Symbols, Zeichens, Spruchs oder Liedes als
Kennzeichen eines Vereins, ergibt sich schlieflich aus
dem stidndigen Gebrauch als dessen Erkennungsmerk-
mal. Entscheidend ist, dass dem Gegenstand oder der
SinnesduBerung ein Symbolwert zukommt, der den
Zusammenhalt innerhalb des Vereins stirkt und die-
sen von anderen unterscheidbar macht. Dass Abdullah
Ocalan als Person wie als Symbol den Zusammenhalt
der PKK starkt, liegt auf der Hand und wird von nie-
mandem bestritten werden. Aber ist die PKK heute
alleine damit und in diesem Punkt nicht mehr von ande-
ren unterscheidbar?

Beziehen sich nicht Tausende Kurd*innen und ihre
Freund*innen, aber auch andere aus diversen Griinden
Interessierte in der ein oder anderen Weise auf Abdullah
Ocalan und verwenden sein Bild? Die PYD in Rojava
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und Syrien bspw. beruft sich auf Abdullah Ocalan und
verwendet sein Bild, fallt selbst aber nicht unter das
Betétigungsverbot der PKK. Wie lange kann also die
Behauptung, Abdullah Ocalans Bild sei ein Kennzei-
chen der PKK, noch aufrechterhalten werden?

Es kommt auf die Gesamtumstande an

Eine weitere Einschrinkung des vermeintlich grund-
sitzlichen Verbots der Verwendung von Ocalan-Bildern
ergibt sich aus dem Vereinsgesetz selbst. § 9 Abs.1 S.1
VereinsG verbietet die Verwendung von Kennzeichen
in der Offentlichkeit, in Versammlungen oder zur Ver-
breitung. Satz 2 bestimmt eine Ausnahme von diesem
Verbot im Rahmen staatsbiirgerlicher Aufklarung, der
Abwehr verfassungswidriger Bestrebungen und ,,4hn-
licher Zwecke*. ,,Ahnliche Zwecke* sind hier ein sog.
unbestimmter Rechtsbegriff, der ausgelegt werden
muss, um ihn mit Inhalt zu fiillen. Da das Kennzei-
chenverbot aus § 9 VereinsG das Versammlungsrecht
aus Art.8 Abs.1 GG, das Recht auf Meinungsfreiheit
aus Art.5 Abs.1 GG und die Ausiibung der Kunstfrei-
heit nach Art.5 Abs.3 GG beschréinkt, muss der Begrift
,ahnliche Zwecke* derart weit ausgelegt werden, dass
die verfassungsrechtlich geschiitzten Grundrechte noch
zur Geltung kommen und nicht gédnzlich beschnitten
werden. Daher gehdren zu den ,,dhnlichen Zwecken*
im Grunde alle, die ,,sozialaddquat* sind, wobei auch
dies wieder ein auszulegender Begriff ist. Es sind z.B.
Zwecke der Kunst, der Wissenschaft, Forschung und
Lehre oder der Berichterstattung iiber Vorgiange des
Zeitgeschehens und der Geschichte, aber auch der
Versammlung oder Meinungsduflerung, solange ,,der




mit seinem Gebrauch verbundene Aussagegehalt nach
den Gesamtumstinden dem Schutzzweck der Norm
[gemeint ist das Kennzeichenverbot, Anm. AZADI]
nicht zuwiderlduft.“ Es kommt also auf die Gesamtum-
stinde der Verwendung an, so dass ,,bei Meinungséu-
Berungen, die erkennbar keinen Zusammenhang zum
Organisationsbereich der PKK oder deren Wirken auf-
weisen, die Verwendung von Ocalan-Bildern im Ein-
zelfall ,sozialaddquat‘ sein [kann].*

Auf diese Ausnahmeregelung stiitzte am 14.Februar
das VG Koln eine Entscheidung zu einer Versammlung
am 15.Februar in Bonn (VG Koéln, 20 L 264/24): ,,In
Anwendung dieser Grundsitze ist vorliegend tiber-
wiegend wahrscheinlich davon auszugehen, dass der
Antragsteller die Inhaftierung und Haftbedingungen
des Herrn Ocalan insbesondere mit Blick auf des-
sen humanitire Situation zum Gegenstand der Ver-
sammlung machen will. [...] Im Mittelpunkt steht die
Sorge um den Gesundheitszustand und das Leben des
Gefangenen, nicht jedoch die PKK. [...] Vor diesem
Hintergrund hat der Einzelrichter keinen ernsthaften
Zweifel, dass die humanitidre Situation des Gefange-
nen und nicht der Bezug zur PKK in Rede steht, also
von einer sozialaddquaten Zwecksetzung auszugehen
ist.“ In Bonn durften daher Bilder und Fahnen Abdullah
Ocalans gezeigt werden, doch nur weil der Anmelder
der Versammlung sich gemeinsam mit seiner Anwél-
tin gegen den Auflagenbescheid der Versammlungs-
behorde rechtzeitig gewehrt und vor Gericht Recht
bekommen hat.

Nicht irritieren lassen

Dieselbe 20.Kammer der VG Koéln entschied zwei
Tage spéter, am 16.Februar, iber einen Antrag auf
einstweiligen Rechtsschutz zu der GroBBdemonstration
,Freiheit fiir Ocalan und eine politische Ldsung der
kurdischen Frage* am 17. Februar in Kdln (VG Koln,
20 L 284/24). Die Versammlungsbehdrde hatte bis auf
zwei bestimmte Bilder Abdullah Ocalans alle weite-
ren Bilder verboten. Das VG Koln sprach ein nahezu
salomonisches Urteil, indem es den Antragsteller:innen
teilweise Recht gab und zumindest ein weiteres Bild
erlaubte, so dass insgesamt drei verschiedene Bilder
Abdullah Ocalans gezeigt werden durften. Dieses Feil-
schen um die Ocalan-Bilder und -Fahnen verdeutlicht,
dass die Versammlungsbehorden und Gerichte eine
durch und durch politische Frage zu einer rein recht-
lichen Frage machen wollen: Wofiir steht Abdullah
Ocalan? Tausende Teilnehmer*innen (die Veranstal-
ter*innen sprachen von Zehntausenden, die Polizei
von 15.000) der GroBdemonstration zeigten, dass sie
sich von dem juristischen Tauziehen nicht irritieren lie-
Ben und gingen fiir Abdullah Ocalans Freiheit auf die
Strafle — mit Bildern und Fahnen. Sie rufen uns in Erin-
nerung, was wir bereits aus dem gescheiterten Verbots-
versuch gegen die Symbole der YPG, YPJ und PYD
wissen, dass iiber die Durchsetzbarkeit eines Kennzei-
chenverbots letztendlich die handelnden Akteur:innen
sowie die politischen Verhiltnisse entscheiden. Das
Recht kann solche Entscheidungen nur begleiten und
umsetzen oder kritisieren.

(Azadi)

VERBOTSPOLITIK

Kenan Ayaz: Weitere Prozesstage in
Hamburg

Vor dem Oberlandesgericht Hamburg fand am 6. Feb-
ruar ein weiterer Hauptverhandlungstag im PKK-Pro-
zess gegen Kenan Ayaz statt. Die Verteidigung lehnte
die drei Richterinnen als befangen ab. Kenan Ayaz habe
das Vertrauen in die Unparteilichkeit der Richterinnen
verloren, weil diese die Versuche der politischen Ein-
flussnahme auf das Verfahren durch den tiirkischen
Staatspriasidenten Erdogan aus dem Verfahren heraus-
halten wollten.

Der Tag begann damit, dass das Gericht zahlreiche
Antrige der Verteidigung, die sich unter anderem mit
den Friedensverhandlungen und den vdlkerrechtswid-
rigen Invasionen der Tiirkei in den Nordirak und nach
Rojava befassten, ablehnte. Mit der Begriindung, dass
das Gericht durch den Sachverstindigen Dr. Seufert
ausreichende Kenntnisse erlange. Auch ein Antrag
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Kenan Ayaz im Prozess

beziiglich zweier Zeitungsartikel zu den Wahlfélschun-
gen bei den Kommunalwahlen 2009 in Agirf (tr. Agr),
die dem Kandidaten der DTP die Mehrheit gekostet
hatten, wurden abgelehnt, obwohl Kenan Ayaz bei
den Protesten hiergegen festgenommen worden war.
Das Gericht sagte, es sei ihm bereits bekannt, ,,dass



https://anfdeutsch.com/aktuelles/hamburger-pkk-prozess-antrag-auf-sichtung-von-video-mit-Ocalan-botschaft-40851

der Angeklagte einer Volksgruppe angehort, die bei
der Wahrnehmung ihrer kulturellen Identitat und ihrer
politischen Handlungsfahigkeit zahlreichen Einschréin-
kungen ausgesetzt™ sei.

SchlieBlich wurde auch der Antrag vom 10. Januar
2024, einen Zeitungsartikel aus der FAZ vom 19.
November 2023 zu verlesen, in dem sich Erdogan
unbestreitbar zum PKK-Verfahren in Hamburg und
damit zum Fall von Kenan Ayaz duf3ert, abgelehnt. In
besagtem Artikel heil3t es: ,,Der Besuch in der deut-
schen Hauptstadt habe ,ein neues Kapitel unserer tief-
greifenden Beziehungen erdffnet‘, duBerte Erdogan.
Er zeigte sich erfreut iiber einen Strafprozess vor dem
Oberlandesgericht in Hamburg gegen einen mutmal3-
lichen Funktiondr der kurdischen Terrorgruppe PKK.
Der Mann war auf Betreiben der Bundesanwaltschaft
in Zypern festgenommen und nach Deutschland ausge-
liefert worden.*

Das Gericht gab an, dass dieser Artikel eine Wer-
tung und Unzufriedenheit des Autors zum Stand des
PKK-Verfahrens ausdriicke und es sich deshalb nicht
um einen Beweisantrag handeln konne. Fiir die Vertei-
digung war dies der Ausloser, die drei Richterinnen im
Namen von Kenan Ayaz als befangen abzulehnen.

Ablehnung des Senats wegen Besorgnis der
Befangenheit

Hierzu fiihrte die Verteidigung in ihrem Befangenheits-
antrag aus, dass die Weigerung, den Artikel aus der
FAZ mit der AuBerung Erdogans zu verlesen, deutlich
mache, sich mit einer moglichen Einflussnahme auf
die Auslieferung von Kenan Ayaz und das Verfahren in
Hamburg seitens des tiirkischen Staates auseinander-
zusetzen. Das von Kenan Ayaz begriindete Misstrauen
in die Unparteilichkeit und Unvoreingenommenheit der
Richterinnen sei daher plausibel. Eine andere Instanz
am Oberlandesgericht Hamburg wird dariiber entschei-
den, ob die Richterinnen ersetzt werden miissen oder
ob sie das Verfahren weiterfiihren diirfen.

Seit vielen Hauptverhandlungstagen lehnt das
Gericht alle Antrdge der Verteidigung ab und zeigt kei-
nerlei Bereitschaft, auler durch die Vernehmung des
Sachverstiandigen Seufert, sich auf die Verhéltnisse in
der Tiirkei einzulassen oder sich mit dem personlichen
Schicksal von Kenan Ayaz zu befassen. Damit wird
auch eine ignorante Haltung gegeniiber dem Ange-
klagten, der kurdischen Bewegung und ihrem Kampf
deutlich.

Der Prozesstag endete mit weiteren Antragen der
Verteidigung. Unter anderem verlangt sie, dass die
V-Personen des Verfassungsschutzes, die angeblich
Informationen zu Kenan Ayaz geliefert haben sollen,
als Zeugen zu vernehmen seien.

(ANF v. 8.2.2024/Azadi)

~.Meine Heimat heiB3t nicht Osten oder
Siidosten, sondern Kurdistan”

Am 16. Februar wurde die Hauptverhandlung gegen
Kenan Ayaz fortgesetzt. Zu Beginn teilte die Vorsit-
zende Richterin Wende-Spors mit, dass der von dem
Angeklagten gestellte Befangenheitsantrag gegen die
drei Richterinnen von einem anderen Senat abgelehnt
worden sei. Es sei keine ,,prozessuale Willkiir darin

Ayaz begann mit der Verlesung seiner Erkldrung
zu den Ausfiihrungen von Giinter Seufert, wobei er
erneut unterbrochen wurde. Das Gericht wollte nicht
zur Kenntnis nehmen, dass der Sachverstindige eine
historisch grundsétzlich falsche Einordnung der kur-
dischen Nationalbewegung vornehme, wenn er diese
erst mit der Griindung der Republik beginnen lasse und
behaupte, dass es vor der PKK kein kurdisches Natio-
nalbewusstsein gegeben habe.

Damit schiebe Seufert der PKK die ,,Schuld* fiir den
Konflikt zu, dafiir ndmlich, dass die Kurd:innen sich
nicht wie viele der arabischstimmigen Einwohner:in-
nen von Hatay assimiliert hitten. Der Sachverstindige
verschweige hierbei geflissentlich die massive Diskri-
minierung, der diese Gruppe bis heute — trotz der teil-
weisen Assimilierung — ausgesetzt sei, so Ayaz. [...]

Kritisch sieht Ayaz auch die von Seufert gewéhlte
Bezeichnung fiir Kurdistan: ,,Der Gutachter bezeichnet
mein Heimatland als Osten oder Stidosten, so wie es
der tiirkische Staat aufgrund seiner Verleugnungspolitik
nennt.*

Auf der Seite kenanwatch.org werden Informatio-
nen in den Sprachen Griechisch, Englisch und Deutsch
iiber den Prozess und die Proteste auf Zypern und in
Deutschland angeboten.

(ANF v. 17.2.2024/Azadi)

Koélner Boulevardzeitung ,Express”
diffamiert Demonstration fiir Ocalans
Freiheit

Am Vortag der lange geplanten Demonstration in Kdln
am 17. Februar fiir die Freiheit von Abdullah Ocalan, zu
der unter anderem die Konfoderation der Gemeinschaf-
ten Kurdistans in Deutschland e.V. (KON-MED) unter
dem Motto ,,Schluss mit 25 Jahren Isolation, Folter und
Rechtlosigkeit™ aufgerufen hatte, erschien im Kdlner
Boulevardblatt ,,Express® ein Artikel mit der reif3e-
rischen Schlagzeile ,,Briicken und Strafien gesperrt:
15.000 zu Grofidemo fiir Anfiithrer von Terrorgruppe
in Ko6ln erwartet”. KON-MED f{ibte scharfe Kritik: der
Artikel sei skandalds und verfehle den eigentlichen
Kern des Anliegens. Den Abschluss des Artikels bildet
der folgende Hinweis: ,,Dieser Text wurde mit Unter-
stiitzung Kiinstlicher Intelligenz (KI) erstellt und von
der Redaktion (Adnan Akyiiz) bearbeitet und gepriift.*
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Angaben des Express zufolge war Akyliz von 2011 —
2013 Reporter der tiirkischen Tageszeitung ,,Hiirriyet®,
seit 2014 arbeite er fiir das Boulevardblatt.

In der Pressemitteilung von KON-MED heiB3t es:

»Statt die unhaltbaren Haftbedingungen anzuprangern,
unter denen Abdullah Ocalan seit 25 Jahren auf der
tirkischen Gefangnisinsel Imrali inhaftiert ist, wird
hier billige politische Sensationslust bedient. Dass
Herr Ocalan unter menschenunwiirdigen Bedingungen
gefangen gehalten wird und die Isolationshaft als Fol-
termethode zu bewerten ist, wurde in den letzten Jahren
mehrfach von unabhéingiger juristischer, wissenschaft-
licher und politischer Seite bestétigt. Die Rechtswid-
rigkeit hinter der Totalisolation von Herrn Ocalan und
das langjéhrige Unrechtssystem in der Tiirkei werden
in den Hintergrund gedriangt und die Aufmerksamkeit
auf den vermeintlichen gesellschaftlichen Storfaktor
einer groBen Menschenmenge in Koln gelenkt. Der
Artikel ist bewusst reilerisch und stigmatisierend
gehalten und zielt darauf ab, die Teilnehmer:innen
der Demonstration im Vorfeld zu kriminalisieren und
Solidaritdt mit ihnen zu verhindern. Es soll Misstrauen
und Angst geschiirt werden, um Kurd:innen mit ihren
Belangen und diplomatischen Bestrebungen zu isolie-
ren und ihnen das Recht auf demokratische Teilhabe
abzusprechen. Das kritisieren wir aufs Scharfste.

Darstellung als Stérfaktor und potentielle
Gefahr

Dariiber hinaus kritisieren wir die sparsame Berichter-
stattung iiber Menschenrechtsverletzungen in der Tiir-
kei und Kriegsverbrechen der Tiirkei in den kurdischen
Gebieten Nord- und Ostsyriens. Denn diese sind ein
wesentlicher Grund fiir die schwere Konfliktsituation
in ganz Kurdistan. Ein entscheidender Punkt, der im
Artikel ebenfalls vollig fehlt: Die jahrzehntelangen
Friedensbemiithungen und globalen Errungenschaf-
ten von Kurd:innen, wie auch der erfolgreiche Kampf
gegen die islamistische Terrormiliz Islamischer Staat

(IS). Stattdessen lesen wir vom gesellschaftlichen
Storfaktor Kurd:innen und dem angeblich immer vor-
handenen Gefahrenpotenzial, welches von Kurd:innen
ausgehen soll.

AuBerdem verurteilen wir die Verwendung des
Begriffs ,Fiihrer* und betonen, dass es sich bei Herrn
Ocalan um eine politische Personlichkeit handelt, die
fiir die Demokratisierung des Mittleren und Nahen
Ostens und die friedliche und demokratische Losung
der kurdischen Frage unverzichtbar ist. [...]

KON-MED fordert Einhaltung des Pressekodex

Es ist an der Zeit, dass die deutsche Medienlandschaft
auch bei ihrer Berichterstattung iiber Kurd:innen den
Pressekodex einhilt, also die Achtung der Wahrheit,
die Wahrung der Menschenwiirde und die wahrhaft-
tige Unterrichtung der Offentlichkeit garantiert. Der
Dachverband KON-MED fordert eine faire und aus-
gewogene Berichterstattung, die die menschenrechtli-
chen Fragen im Zusammenhang mit der Inhaftierung
von Abdullah Ocalan angemessen beriicksichtigt und
wahrheitsgetreu darstellt, wie grof3 die Unterstiitzung
fiir die Forderung nach Freiheit fiir Ocalan auch in der
Weltpolitik ist.

Einladung an Medienschaffende

Die Veranstalter:innen stehen fiir einen friedlichen
Ablauf der Demonstration ein. Ziel der Demonstra-
tion ist es, auf die schweren Menschenrechtsverlet-
zungen in der Tiirkei aufmerksam zu machen und fiir
eine friedliche Losung der kurdischen Frage einzutre-
ten. An Auseinandersetzungen jeglicher Art sind die
Teilnehmenden nicht interessiert. Wir rufen alle Biir-
gerinnen und Biirger auf, sich nicht von reierischen
Schlagzeilen tduschen zu lassen, sondern sich aktiv
fiir die Achtung der Menschenrechte und die Freiheit
demokratischer politischer Gefangener wie Abdullah
Ocalan einzusetzen. Wir laden auch Medienschaffende
ein, an der Demonstration teilzunehmen. Fiir Riickfra-
gen stehen wir gerne zur Verfiigung.*

(ANF v. 16.2.2024)

Zehntausende Menschen aus Deutschland
und dem europdischen Ausland
demonstrierten in KdlIn fiir die Freiheit von
Abdullah Ocalan und eine politische Losung
der kurdischen Frage

Der kurdische Dachverband KON-MED begriifite die
Demonstration am 17. Februar und wertet sie als vol-
len Erfolg. ,,Es war eine der grof3ten Demonstrationen,
zu der wir in den letzten Jahren aufgerufen haben®,
erklarte Kerem Gok, Ko-Vorsitzender von KON-MED.

»Alle Teilnehmer:innen haben die sofortige Frei-
lassung von Abdullah Ocalan gefordert.“ Das zeige




Zehnausende auf der Demonstration , Freiheit fiir Abdullah Ocalan”am 17.2.2024 in Kéln

noch einmal eindrucksvoll, wie wichtig und dringend
die Umsetzung dieser Forderung sei. Aus Sicht des
Dachverbandes wurde in Koln ein wichtiges Zeichen
gesetzt. ,,Die Isolation auf der Gefangnisinsel Imrali
muss durchbrochen werden. Der kurdische Reprasen-
tant Abdullah Ocalan muss nach 25 Jahren Haft endlich
seine Freiheit wiedererlangen®, fordert Gok.

Ruken Akga, eine der Ko-Vorsitzenden von KON-
MED, kritisierte, dass in der medialen Berichterstattung
weder die Veranstalter:innen noch die Demonstrieren-
den zu Wort gekommen seien. ,,Bei einer Demonstra-
tion dieser Groflenordnung hitten wir uns gewiinscht,
dass die Presse mit uns spricht. Wir sind hier mit einer
klaren Forderung auf die Strale gegangen — die nach
der Freilassung von Abdullah Ocalan und einer Lésung
der kurdischen Frage. Warum die Berichterstattung sich
einseitig auf die Polizei stiitzt und uns ignoriert, bleibt
uns ein Rétsel. Auch Akea gratulierte allen Menschen,
die am Samstag in K&ln demonstriert haben. ,,Unser
demokratischer Kampf geht weiter. Wir werden nicht
miide werden, uns fir Frieden und die Freiheit fiir
Ocalan und die aller politischen Gefangenen in der
Tirkei einzusetzen®, so Akca.

KoIn: Zehntausende fordern Freilassung des PKK-
Griinders Ocalan

Vor der Demo hatte das Polizeiprasidium Koln ver-
sucht, das Zeigen von Bildern Abdullah Ocalans zu
verhindern — und war damit zum Teil gescheitert. Das
Verwaltungsgericht K6In gab der Klage mit Beschluss
vom 16. Februar der Versammlungsleitung teilweise

Foto: ANF

Recht und erlaubte eine Ocalan-Fahne mit weiBem
Hintergrund, da hier kein PKK-Bezug zu erkennen sei
(Aktenzeichen: 20 L 284/24). Generell komme der
Darstellung Ocalans ,,eine die Anhéinger der PKK ver-
bindende Kraft zu“, die laut Bundesinnenministerium
insbesondere dazu geeignet sei, ,,den Zusammenhalt
der PKK zu fordern und diesen nach auflen hin uniiber-
sehbar zu demonstrieren®. Bei dieser Passage wie wei-
teren Ausfiihrungen bezieht sich das VG auf das jlingste
Urteil des Oberverwaltungsgerichts (OVG) NRW vom
8. Januar 2024 (Aktenzeichen: 15 A 1270/20). Aus-
nahmsweise erlaubt ist die Verwendung des Kennzei-
chens It. VG ,,im Rahmen staatsbiirgerlicher Aufkla-
rung, der Abwehr verfassungswidriger Bestrebungen
und dhnlicher Zwecke [...], z.B. ,fiir Zwecke der
Kunst, der Wissenschaft, der Forschung und Lehre,
wie auch der Berichterstattung liber Vorginge des Zeit-
geschehens und der Geschichte — sog. sozialaddquate
Zwecke.” Zugelassen hatte das Polizeiprisidium Kdoln
in ihrem Auflagenbescheid ,,farblich dezente Abbildun-
gen Abdullah Ocalans vor einem neutralen bzw. dezent
farblichen Hintergrund*.

Auch am Aufruftext fand die Polizei und das Kol-
ner Gericht kein Gefallen, weil die Ausfiihrungen ,,als
Kritik am tiirkischen Staat verstanden werden kon-
nen‘. Damit werde neben der Person Ocalan ,,auch ein
politischer Kontext bzw. Konflikt in den Vordergrund
geriickt®. Das gelte auch fiir Worter wie Willkiirherr-
schaft” und ,Folter‘, die als Kritik am tiirkischen Staat
ausgelegt werden und im Kontext der politischen Mei-
nung der PKK gesehen werden kdnnen®.




Mithin blieben die Fahne mit Ocalan-Bild, einer Frie-
denstaube und einer gelben Sonne im Hintergrund sowie
weitere Motive untersagt.

Die Versagung des Polizeiprasidiums von 12 bean-
tragten Versorgungs-, Informations- und Imbissstdnden
auf dem Gelénde des Kundgebungsortes ,,Deutzer Werft*
wurde vom Gericht bestitigt, obwohl zehntausende Teil-
nehmende aus allen Teilen Europas angereist waren und
hitten verpflegt werden miissen. Die Antragsteller hétten
nicht dargelegt, dass gerade fiir diese Demo mit diesem
Thema ,,infrastrukturelle Ergdnzungen® erforderlich
gewesen seien. Vielmehr konnten sie naheliegende Res-
taurants aufsuchen oder sich ,,ohne weiteres mit selbst
mitgebrachten Getrdanken und Nahrungsmitteln versor-
gen®.

Neben kurdischen Politikerinnen und Politikern
waren auch Vertreterinnen und Vertreter von Organisa-
tionen und Parteien aus Osterreich, Sri Lanka, Italien,
Norwegen, Frankreich, Deutschland, dem Baskenland,
Katalonien und Island zugegen. Als Rednerinnen und
Redner eingeladen waren unter anderem der ehemalige
KPO-Vorsitzende Walter Baier als Vorsitzender der Euro-
pdischen Linken, der frithere Justiz- und spitere Innen-
minister Islands, Ogmundur Jonasson, Roberto Mapelli
vom Punto Rosso-Verlag aus Italien, René Lemignot
von der antirassistischen Bewegung MRAP und Sabine
Skubsch aus dem Bundesvorstand der Linkspartei.
Stark prasent waren auch Beteiligte des internationalis-
tischen Sternmarschs aus zahlreichen Léndern, die vor
einer Woche in Paris, Mannheim und Basel aufgebro-

SCHLUSS MIT DER ISOLATION!

FREIHEIT FUR
ABDULLAH OCALAN!

chen waren, um nach Strasbourg vor den Européischen
Gerichtshof fiir Menschenrechte zu ziehen. Nach einer
Konferenz in Strasbourg fuhren sie nach K6ln, um dort
die Spitze der Gro3demonstration zu bilden.

(G v. 19.2.2024/Azadi)

IAKR: Meldestelle fiir antikurdischen
Rassismus gegriindet

Nach dem Vorbild der Meldestellen fiir Antisemitismus
und andere Formen gruppenbezogener Menschenfeind-
lichkeit hat sich in Duisburg ein Verein zur Erfassung
und Dokumentation von kurdenfeindlichen Vorfillen
gegriindet. Ziel der ,,Informationsstelle Antikurdischer
Rassismus“ (IAKR) ist, das Bewusstsein fiir antikur-
dischen Rassismus in Deutschland zu schirfen und
Betroffenen eine Stimme zu geben. Besonderes Augen-
merk liegt dabei auf der Aufklarung iiber die Historie,
Ausdrucksweisen und Dynamiken von antikurdischem
Rassismus und der Forderung themenbezogener wissen-
schaftlicher Arbeit.

,»Wir erleben aktuell wieder einen beunruhigenden
Anstieg von antikurdischem Rassismus in Deutschland.
Akteure aus dem deutschen Rechtsextremismus, aber
auch Akteure tiirkisch- und arabisch-nationalistischer,
iranisch-monarchistischer, und islamistischer Bewe-
gungen stehen dabei im Fokus®, erkléarte der Verein am
Donnerstag schriftlich. Diese Aggressionen miissten
klar benannt werden, dazu mdchte die IAKR beitragen.
Betroffene oder Zeug:innen konnten unkompliziert und
anonym auf der Webseite hitps://antikurdischer-rassismus.
de/ kurdenfeindliche Vorfille melden. Die Daten wiirden
dann analysiert, kontextualisiert, zusammengefasst und
bewertet. Die Ergebnisse sollen in jahrliche Berichte
flieBen.

Dem Team der IAKR gehoren junge engagierte Men-
schen aus dem akademischen, politischen und aktivisti-
schen Kontext an. Im Vorstand befinden sich unter ande-
rem der Politikwissenschaftler und Schauspieler Passar
Hariky sowie der Essener Lokalpolitiker Civan Akbulut
(Die Linke), der auch Vorsitzender der Meldestelle ist.
,.Die groBte kurdische Gesellschaft aulerhalb Kurdistans
lebt in Deutschland, kurdisches Leben ist mit all seiner
Vielfalt Teil dieses Landes®, sagt Akbulut. Umso wich-
tiger sei es, antikurdischen Rassismus klar zu benennen
und den Betroffenen zur Seite zu stehen. ,,Mit unserer
Informationsstelle wollen wir einerseits Vorfélle doku-
mentieren, aber auch Handlungsempfehlungen entwer-
fen. Fiir eine offene und friedvolle Gesellschaft, das ist
unsere Vision®, betont Akbulut.

(ANF v. 22.2.2024)
(In diesem Zusammenhang sei auf den Artikel ,, Rund
12000 Anhdinger der Grauen Wélfe — Tiirkische Extre-
misten unterwandern unseren Staat und Politiker tappen
in ihre Falle* hingewiesen, der am 18. Februar 2024 auf
Focus online erschienen ist. Azadi)



https://antikurdischer-rassismus.de/
https://antikurdischer-rassismus.de/

Drohungen gegen kurdischen Verein in
Bremen

Im Briefkasten des Bremer Vereins Birati sind am
21. Februar mit Hakenkreuzen versehene Patronen
gefunden worden. Die Informationsstelle Antikurdi-
scher Rassismus (IAKR) verurteilt die Drohung ,,aufs
Schérfste®, die exemplarisch fiir tiefgreifende Probleme
in der Gesellschaft stehe. Der Vorstand hat Anzeige
gegen Unbekannt erstattet.

,,Diese Drohung ist nicht nur ein Angriff auf die kur-
dische Gemeinschaft, sondern auch auf die grundlegen-
den Werte der Toleranz, Vielfalt und Meinungsfreiheit,
die die Grundpfeiler unserer Gesellschaft darstellen®,
teilte die IAKR heute mit. Der Vorfall diirfe nicht als
,bedauerlicher Einzelfall“ angesehen werden, da er
»exemplarisch fiir tiefgreifende Probleme in unserer
Gesellschaft* stehe.

Drohungen gegen die kurdische Gesellschaft kimen
hiufig aus dem tiirkisch-nationalistischen Milieu, ,,aber
auch aus der rechtsextremen Ecke sowie Polizei, Staats-
anwaltschaft und Justiz®“. Doch auch in der Berichter-
stattung deutscher Medien werde eine ,,systematische
Diskriminierung der kurdischen Identitdt” wahrge-
nommen. ,,Es ist alarmierend zu sehen, wie Menschen
in diesem Land durch den zunechmenden Rechtsextre-
mismus zur Zielscheibe von Feindseligkeiten werden.
Dies unterstreicht nochmal die dringende Notwendig-
keit, sich entschieden gegen jede Form von Rassismus
und Diskriminierung zu stellen und gemeinsam fiir eine
Gesellschaft einzutreten, in der Vielfalt und Solidaritéit
geschétzt und respektiert werden.*

Die Meldestelle ruft die Behorden jedenfalls dazu
auf, ,,die Drohungen gegen den Verein Birati ernsthaft
zu untersuchen und die Verantwortlichen zur Rechen-
schaft zu ziehen. Entschlossenes Handeln verantwort-
licher Institutionen sei ,,unerldsslich, um solchen Hass
und Intoleranz Einhalt zu gebieten und die Sicherheit
aller Menschen in diesem Land zu gewahrleisten®.

(ANF v. 24.2.2024/Azadj)

Die mit Hakenkreuz markierte Kugel, die dem Bemer Verein als Drohung in den

Briefkasten gelegt wurde.. Foto: ANF

FED-KURD warnt vor Anwerbeversuchen
des Geheimdienstes

In Ostdeutschland lebende Kurd:innen werden mit
der Androhung aufenthaltsrechtlicher Sanktionen zur
Bespitzelung kurdischer Vereine genétigt. FED-KURD
berichtet iiber Fille in Leipzig, Halle und Magdeburg
und will juristisch dagegen vorgehen.

Wie der Dachverband FED-KURD (Federasyona
Kurdistaniyén Azad Li Rojhilaté Almanya — Freie Kur-
distan Foderation Ostdeutschland) mitteilt, werden in
ostdeutschen Bundesldndern lebende Kurd:innen mit
der Androhung aufenthaltsrechtlicher Sanktionen zur
Bespitzelung kurdischer Vereine genotigt. Die Versu-
che der deutschen Behorden, Informant:innen anzu-
werben, habe eine sehr schmutzige Form angenommen,
erklérte die Foderation mit Sitz in Berlin am 24. Feb-
ruar in einer schriftlichen Stellungnahme. FED-KURD
ist einer der fiinf Verbdnde kurdischer Vereine, die in
der deutschlandweiten Konfoderation KON-MED
organisiert sind.

Zunehmend wiirden Kurd:innen von Personen ange-
sprochen, die sich als Zivilpolizist:innen ausgeben und
dem deutschen Geheimdienst zuzuordnen seien. ,, Wir
haben Informationen {iber Sie. Entweder Sie arbeiten
mit uns zusammen und berichten uns iiber die kurdi-
schen Vereine, oder wir annullieren ihren Aufenthalts-
status und verhindern, dass Sie einen Pass bekommen*,
sei die iibliche Masche bei der Spitzelanwerbung. Meh-
rere Frauen hitten sich etliche Male in groBer Sorge
und mit der Bitte um Unterstiitzung an den Verband
gewandt, andere aus Angst sogar Deutschland verlas-
sen, so FED-KURD. Derartige Falle seien in Leipzig
und Halle und Umgebung und insbesondere in Magde-
burg aufgetreten:

,»Ein Kurde, der zur Verldngerung seiner Aufenthalts-
erlaubnis bei der Ausldnderbehorde vorstellig wurde,
ist von der Sachbearbeiterin in die obere Etage zu
einer Frau und einem Tiirken namens Hakan Akbulut
gebracht worden. Diese Person erkldrte: ,Wir kennen
dich, arbeite mit uns zusammen, spioniere die Kurden
fiir uns aus, dann erleichtern wir deinen Aufenthalt.’
Derselbe Hakan Akbulut suchte vor drei Tagen eine
kiirzlich nach Magdeburg gezogene kurdische Fami-
lie in ihrer neuen Wohnung auf und schlug ihr vor, als
Agenten titig zu werden.

Dass diese Handlungen illegal sind, wissen die deut-
schen Behorden ebenso gut wie wir. Die in der Tiirkei
gegen Kurdinnen und Kurden angewandte psychologi-
sche Kriegsfiihrung setzt sich auch in Deutschland fort.
Wir fordern die Behorden dringend auf, diese Vorfille
aufzukldren. Es ist weder rechtskonform noch human,
vor der Unterdriickung des tiirkischen Staates geflo-
hene Menschen einem solchen Einschiichterungsme-
chanismus auszusetzen. An unser Volk appellieren wir,
sich bei derartigen Fillen mit dem néchsten unserer



https://anfdeutsch.com/aktuelles/konferenz-von-fed-kurd-in-berlin-25345

Vereine in Verbindung zu setzen und sich ohne anwalt-
lichen Beistand nicht auf solche Gesprache einzulassen.
Wir werden juristische Schritte einleiten und die Situa-
tion auf rechtlicher Ebene weiter verfolgen.*

(ANF v. 24.2.2024/Azadli)

Macht diese Versuche offentlich!

Diese Vorgehensweise wird von AZADI nachdriicklich
unterstiitzt. Seit Jahrzehnten ist es schmutzige Methode
des Inlandsgeheimdienstes, Kurd:innen zu denunzie-
rendem Verhalten zu bringen, um sie auf diese Weise
zu entwiirdigen, zu erpressen und fiir ihre Zwecke zu

instrumentalisieren. Nicht wenige, die sich eingelassen
haben, wurden spéter als Zeug:innen gegen die eigene
Gesellschaft vor Gericht gezerrt, erneut erniedrigt und
zu einer gedchteten Person gemacht. Einige von ihnen
haben diesem Druck nicht standhalten kénnen und
ihrem Leben ein Ende gesetzt.

Deshalb rufen wir dringend dazu auf, solche Anwer-
beversuche 6ffentlich zu machen und sich auch mit
juristischen Mitteln gegen diese Methoden zur Wehr zu
setzen. Nur so kann es gelingen, diesen Personen und
Behorden das Geschift zu verderben.

(Azadi)

URTEIL

Bonn darf Abdullah Ocalan sehen

Bei einer Kundgebung am 15. Februar unter dem Motto
,Keine de facto Todesstrafe! Freiheit fiir Abdullah
Ocalan!* in Bonn diirfen Abbilder von Ocalan gezeigt
werden. Das Verwaltungsgericht Koln hat am 14. Feb-
ruar einem Eilantrag des Anmelders der Versammlung
gegen eine anderslautende Verfiigung des Polizeipra-
sidiums Bonn stattgegeben. Die Kundgebung konnte
um zwo6lf Uhr auf dem Platz der Vereinten Nationen im
ehemaligen Bonner Regierungsviertel beginnen.

Zur Begriindung fiihrte das Gericht in seinem
Beschluss aus: ,,Zwar ist grundsétzlich davon auszuge-
hen, dass die PKK verboten und die Abbildung Ocalans
ein vereinsrechtlich verbotenes Kennzeichen ist. Dem
stehen weder die im Grundgesetz verbiirgte Versamm-

lungsfreiheit noch die Meinungsfreiheit entgegen. Eine
Ausnahme gilt aber, wenn das Zeigen solcher Abbilder
etwa der Kunst, der Wissenschaft, der Berichterstattung
iiber Vorginge des Zeitgeschehens oder anderen so
genannten sozialaddquaten Zwecken dient. Ein solcher
ist gegeben, wenn alleine auf die Inhaftierung und die
Haftbedingungen des Herrn Ocalan, insbesondere seine
gesundheitliche und humanitére Situation, aufmerksam
gemacht werden soll. Nach dem Erkenntnisstand des
Eilverfahrens ist davon auszugehen, dass ein solcher
Ausnahmefall hier vorliegt. Sollten Versammlungsteil-
nehmer gleichwohl fiir die PKK eintreten, steht es der
Polizei frei, Beschrankungen vorzunehmen, falls eine
unmittelbare Gefahr fiir die 6ffentliche Sicherheit
droht.” Aktenzeichen: 20 L 264/24

(ANF v, 15.2.2024)

AKTIONEN

,Freiheit fiir Ocalan — Schluss mit Isolation und Rechtlosigkeit”
Lange Marsche und GroBdemonstration in K6ln am 17. Februar

Der lange Marsch gilt mittlerweile als Traditionsver-
anstaltung, die seit acht Jahren wiederkehrend im Feb-
ruar rund um den Jahrestag der Verschleppung Abdul-
lah Ocalans aus Kenia in die Tiirkei (15. Februar 1999)
stattfindet und von Menschen getragen wird, die aus
internationalistischem Selbstverstdndnis heraus die
kurdische Befreiungsbewegung unterstiitzen. Ziel der
Demonstration ist es, Aufmerksamkeit fiir die Forde-
rung ,,Freiheit fiir Abdullah Ocalan und eine politische
Losung fiir die kurdische Frage* zu schaffen.

Der am 11. Februar in Basel gestartete ,,Internationa-
listische lange Marsch* wird in Frankreich fortgesetzt.
Am Montag trafen die rund 200 Teilnehmenden aus 13

Landern vor dem Bahnhof in Saint-Louis zusammen
und gingen hinter einem Transparent mit der Aufschrift
,Freiheit fiir Ocalan — Politische Losung der kurdi-
schen Frage* nach Sierentz. Sie trugen dabei Fahnen
mit dem Konterfei des kurdischen Vordenkers und der
Arbeiterpartei Kurdistan (PKK), Abdullah Ocalan.

Am Abend fuhren die Aktivist:innen mit Bussen
nach Mulhouse und nahmen an einer Veranstaltung
zum Weltfrauenkonfoderalismus im kurdischen Gesell-
schaftszentrum teil.

Am 12. Februar geht es in Mulhouse weiter. Die Teil-
nehmenden tragen gelbe und blaue Umhénge mit der
Aufschrift , Freiheit fiir Ocalan® in mehreren Sprachen.


https://www.vg-koeln.nrw.de/behoerde/presse/Pressemitteilungen/05_14022024/index.php
https://anfdeutsch.com/aktuelles/internationalistischer-langer-marsch-in-basel-gestartet-40976
https://anfdeutsch.com/aktuelles/internationalistischer-langer-marsch-in-basel-gestartet-40976

Im Rahmen der seit Jahresbeginn laufenden Kampagne
,,Hunderttausend Karten nach Imrali* wurden Grul3kar-
ten an Abdullah Ocalan in einen Briefkasten gesteckt.

Parallel zu dem internationalistischen Marsch laufen
Aktivist:innen der Revolutiondren Jugendbewegung
(TCS) und der Bewegung kdmpferischer junger Frauen
(TekoJIN) seit dem 10. Februar aus Mannheim Rich-
tung Stra3burg.

Behérden verbieten Bilder von Ocalan

Wie die Sprecherinnen erklarten, haben die deutschen
Behorden Abbildungen von Ocalan auf der Demonst-
ration verboten. ,,Der deutsche Staat kriminalisiert das
fiir Freiheit kimpfende kurdische Volk systematisch®,
kritisierten die Jugendaktivistinnen. ,,Das kurdische
Volk ist seit einem Jahrhundert einem physischen und
kulturellen Vélkermord ausgesetzt. Das muss ein Ende
finden. Als Kurdinnen und Kurden warten wir nicht dar-
auf, dass uns jemand die Freiheit gibt. Freiheit ist unser
Recht und wir werden sie uns nehmen.*

Nach der Erkldrung startete der Demonstrations-
zug. Weil keine Bilder gezeigt werden diirfen, halten
die Teilnehmenden stattdessen Biicher von Abdullah
Ocalan in den Hinden. ,,Wir laufen fiinf Tage fiir die
Freiheit von Abdullah Ocalan und eine Losung der kur-
dischen Frage®, steht auf einem mitgefiihrten Transpa-
rent.

Wihrend die Behorden in Baden-Wiirttemberg jeg-
liche bildliche Darstellung von Abdullah Ocalan ver-
boten_hatten, konnte am 13. Februar im Saarland mit
Fahnen deutlich gemacht werden, um wen es bei der
Demonstration eigentlich geht.

Die gestrige Route fiihrte von Homburg in die
Gemeinde Kirkel. Auf dem Weg wurden Flugblatter

Auf dem Langen Marsch nach StraBburg. Foto: ANF

mit Hintergrundinformationen und den Forderungen der
kurdischen Jugendbewegung verteilt. Am Abend fand
ein Seminar von Teko-JIN-Aktivistinnen statt. Heute
geht es weiter von Friedrichsthal nach Saarbriicken.

Konferenz in StraBburg

Die Mirsche werden am 15. Februar in Stral3burg
zusammentreffen. Am 16. Februar wird dort eine Kon-
ferenz stattfinden. Dabei soll diskutiert werden, wie das
internationale Komplott gegen die kurdische Bewegung
entstanden ist und wie die Volker und insbesondere
Frauen darauf reagiert haben. Ein weiterer Punkt ist die
Bedeutung der Gefangenschaft von Abdullah Ocalan
fiir das kurdische Volk. Eine Anwiltin oder ein Anwalt
der Istanbuler Kanzlei Asrin, die Ocalan und seine drei
Mitgefangenen Hamili Yildirim, Omer Hayri Konar
und Veysi Aktas vertritt, wird {iber die Isolationsfol-
ter auf der Gefangnisinsel Imrali und den Widerstand
dagegen berichten. Das letzte Thema auf der Konferenz
ist die Internationalisierung des Kampfes und die welt-
weite Verbreitung des Ocalan-Paradigmas.

Der in Paris, Mannheim und Basel gestartete Stern-
marsch nach Straburg wird fortgesetzt.

Demonstration in KéIn

Die Aktivist:innen des Sternmarsches nahmen am
17. Februar an der Grof3demonstration in Koln teil.Sie
trug das Motto ,,Schluss mit 25 Jahren Isolation, Fol-
ter und Rechtlosigkeit™ und wurde von der Konfode-
ration der Gemeinschaften Kurdistans in Deutschland
e.V. (KON-MED) veranstaltet. (Siche Artikel Seite 5 ff.
dieses Infos).

(ANF v. 13.2.2024/Azadi)
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_ZUR SACHE:
PRASIDIALDIKTATUR
TURKE]I

Antifolterkomitee (CPT) in der Tiirkei — kein
Besuch auf Imrali

Eine Delegation des Europarats-Komitees zur Verhii-
tung von Folter und unmenschlicher oder erniedrigender
Behandlung oder Strafe (CPT) hat der Tiirkei vom 13.
bis 22. Februar 2024 einen ad-hoc-Besuch abgestattet.
Wie das CPT mitteilt, bestand das Hauptziel des Besuchs
darin, die Behandlung von Personen in Hochsicherheits-
gefdngnissen zu untersuchen. Ein weiterer Schwerpunkt
war die Situation von LGBTI und Frauen in Haft.
,»Anlésslich des Besuchs sprach die Delegation bei
den zustdndigen Behdrden auch bestimmte Fragen im
Zusammenhang mit der Situation der Gefangenen an,
die derzeit im Hochsicherheitsgefangnis Imrali des Typs
F inhaftiert sind, insbesondere was ihren Kontakt zur
AuBenwelt betrifft, so die Mitteilung. Weitere Infor-
mationen iiber das Inselgefangnis Imrali, in dem als
einzige Gefangene Abdullah Ocalan, Hamili Yildirim,

Omer Hayri Konar und Veysi Aktas festgehalten wer-
den, gibt das CPT nicht. Demnach hat kein Besuch auf
der Gefiangnisinsel im Marmarameer stattgefunden,
inspiziert wurden das S-Typ-Gefdngnis Antalya, das
S-Typ-Gefangnis Igdir, das F-Typ-Gefingnis Van, das
Hochsicherheitsgefidngnis Van, das L-Typ-Gefingnis
Antalya und das L-Typ-Geféangnis Nr. 3 fiir auslédndische
Staatsangehdrige in Istanbul-Maltepe.

Das CPT hat Imrali seit der Verhaftung von Abdul-
lah Ocalan im Februar 1999 elfmal besucht. Der letzte
Besuch des CPT in der Tiirkei fand vom 20. bis 29. Sep-
tember 2022 statt. Danach wurde mitgeteilt, dass die
Delegation auch Imrali einen Ad-hoc-Besuch abstattete.
Das Anwaltsteam von Ocalan konnte seinen Mandanten
zuletzt im August 2019 sprechen, die anderen Imrali-Ge-
fangenen haben seit ihrer Verlegung auf die Insel im Jahr
2015 noch nie Kontakt zu einem Rechtsbeistand gehabt.
Das letzte Lebenszeichen von Ocalan war ein kurzes
Telefonat mit seinem Bruder im Mérz 2021.

(ANF v. 24.2.2024/Azadi)

INTERNATIONALES

Nairobi: Zusammenkunft fiir Solidaritat und
Freiheit fiir Abdullah Ocalan

Auf Initiative der Revolutionary Socialist League of
Kenya sind am 15. Februar verschiedene Gruppen aus
der kenianischen Friedens- und Demokratiebewegung
in Nairobi zusammengekommen, um sich iiber Abdullah
Ocalan und die kurdische Befreiungsbewegung auszu-
tauschen. Anlass war der 25. Jahrestag der volkerrechts-
widrigen Verschleppung des Vordenkers der PKK in die
Tiirkei, deren Schauplatz Nairobi war.

An der Zusammenkunft im Community Justice Cen-
ter im Viertel Kayole nahmen feministische Initiati-
ven, Klimagruppen und Friedensorganisationen teil.
So waren unter anderem Africans Rising, Korogocho
Peace and Justice Centre, Ecological Justice Movement,
Njiru Feminists Network, MAU MAU road haki center,
Mathare Community Justice Center, Ukombozi Library,
Olepolos Community Justice Center und Women in
Justice vertreten sowie organisierte Jugendliche aus der
Lokalbevélkerung.

Eroffnet wurde das Treffen mit einem rund einstiin-
digen Input zur Geschichte des kurdischen Befrei-
ungskampfes und dem ,,internationalen Komplott“. So
bezeichnet die kurdische Gesellschaft die Phase vom 9.
Oktober 1998 bis zum 15. Februar 1999, in deren Ver-
lauf Abdullah Ocalan zunichst in Syrien zur Persona
non grata erklart wurde, und anschlieend eine Odyssee
durch halb Europa durchlebte, um schlie8lich aus Kenia
verschleppt und illegal an die Tiirkei iibergeben zu wer-
den. Seitdem wird er auf der tiirkischen Gefangnisinsel
Imrali festgehalten — die meiste Zeit in Totalisolation.

Aktive kritisieren gute israelisch-kenianische
Zusammenarbeit

,,Die Feinde der Volker sind damals wie heute diesel-
ben®, sagte ein Aktivist der Revolutionary Socialist
League of Kenya. Explizit benannte er den israelischen
Staat und den Mossad. Israel und Kenia blicken auf Jahr-
zehnte der ,,guten Zusammenarbeit™ zuriick, vor allem
im Sicherheitsbereich. Das afrikanische Land ist lang-
jahriger Kunde der israclischen Waffenindustrie, seine
Polizei und Teile des Militérs sind von israelischen Spe-



https://www.coe.int/de/web/cpt/-/the-council-of-europe-anti-torture-committee-cpt-visits-türkiye

zialkriften ausgebildet worden. 1999, als Ocalan aus
Nairobi entfiihrt wurde, stand sogar das personliche
Sicherheitskommando des damaligen kenianischen
Prasidenten Daniel Arap Moi unter direktem Einfluss
des Mossad, da es von den Israelis ausgebildet worden
war.

,Diese gute Zusammenarbeit mit Isracl bekommen
wir hier in Kenia nur allzu oft zu spiiren®, erklérte der
Aktivist weiter. Sie mache sich unter anderem durch
das israelische Trianengas bemerkbar, das bei Protesten
gegen die Unterdriickung der Bevdlkerung systema-
tisch eingesetzt werde. Auch die Munition, die von der
kenianischen Polizei bei ,,extralegalen Hinrichtungen*
von Jugendlichen verwendet werde, stamme aus Israel.
,Diese Staaten dhneln sich auch in der Mentalitit.
Beide Linder haben nur allzu viel Erfahrung mit Kolo-
nialisierung, Entrechtung und Vernachlédssigung. Und
sie sind in das internationale Komplott gegen Abdullah
Ocalan involviert.“

=¥ Internationale Solidaritdt mit
y\ kurdischem Befreiungskampf

. Der Kampf hiergegen und fiir
. Ocalans Freiheit miisse ebenso
global gefiihrt werden, um erfolg-
reich zu sein. Man miisse dem
y internationalen Komplott die
internationale Solidaritit der Vol-
ker entgegensetzen, hiel3 es auch
in einer Abschlusserkldrung des
Forums. Deshalb gehore es zu den
Prinzipien der sozialistischen und
feministischen Kadmpfe in Kenia,
internationale Solidaritdt mit dem
kurdischen Befreiungskampf zu
zeigen, die Forderung nach der
Freilassung Abdullah Ocalans zu verstirken und die
Einheit und Geschwisterlichkeit der Volker voranzu-
bringen.
(ANF v. 15.2.2024/Azadl)

Exchef von Frontex kandidiert fiir
Ultrarechte

Der ehemalige Chef der EU-Grenzbehorde Frontex,
Fabrice Leggeri, hat sich der ultrarechten Partei Ras-
semblement National (RN) in Frankreich angeschlos-
sen. Er kandidiere auf der RN-Liste fiir die EU-Wahl
im Juni, erklérte Leggeri gegeniiber der Sonntagszei-
tung Journal du Dimanche. Thm gehe es vor allem
darum, die ,,Migrationsiiberflutung zu bekdmpfen®.
Leggeri war von 2015 bis April 2022 der Leiter von
Frontex. Er war nach Berichten, die ihm vorwarfen,
illegale Pushbacks der griechischen Kiistenwache ver-
tuscht zu haben, zuriickgetreten. Kiinftig wolle er seine
Erfahrung und Fachwissen in den Dienst der Franzosen
stellen, schrieb er im Onlinedienst X.

Gwv. 19.2.2024)

UNVERGESSEN

In unserer Erinnerung leben sie weiter:

Kranzniederlegung vor der israelischen Botschaft in Berlin

Vor 25 Jahren wurden Sema Alp, Mustafa Kurt, Sinan
Karakus und Ahmet Acar von Sicherheitsbeamten des
israelischen Generalkonsulats in Berlin erschossen.
Angehorige legten am 20. Februar vor der Vertretung
einen schwarzen Kranz nieder.

Die Kurd:innen hatten sich dort vor 25 Jahren an
einem Protest gegen die Verschleppung von Abdullah
Ocalan aus Kenia in die Tiirkei beteiligt, die auch von
Israel unterstiitzt worden war. Dessen Geheimdienst
Mossad hatte bei dieser Entfithrung zwei Tage zuvor,

wie die ,,Operation Safari* zur Ergreifung Ocalans
auch genannt wird, den US-amerikanischen und tiirki-
schen Geheimdiensten CIA und MIT assistiert und dem
Flieger, in den der PKK-Begriinder damals in der keni-
anischen Hauptstadt mit dem Ziel Istanbul verfrachtet
wurde, einen Zwischenstopp in Tel Aviv gewéhrt.
,»Am 17. Februar 1999 hat hier an diesem Ort
ein Massaker stattgefunden, das bis heute unge-
sithnt ist“, erkldrte Hiiseyin Y1ilmaz, Ko-Vorsitzen-
der der Freien Kurdischen Gemeinde Berlin, die




Februar 2000: Gedenken an Sema Alp, Mustafa Kurt, Sinan Karakus und Ahmet Acar - die im Jahr zuvor von israelischen Sicherheitskraften in Berlin erschossen wurden.

gemeinsam mit dem Frauenrat DEST-DAN und Ange-
horigen der Ermordeten zu dem Totenprotest vor der
Botschaft aufgerufen hatte. Neben einem schwarzen
Kranz, der niedergelegt wurde, sdumten auch Blumen
fiir die Toten, die von Bildern auf den damaligen Tatort
blickten, den Eingangsbereich des Gebiudes. Yilmaz
verurteilte die Tat und kritisierte, dass die Todesschiit-
zen von strafrechtlicher Ahndung verschont wurden
und es keine juristische und politische Auseinanderset-
zung mit dem Vierfachmord gab. ,,Sema Alp, Mustafa
Kurt, Sinan Karakus und Ahmet Acar wurden gezielt
erschossen. In unserer Erinnerung und im Kampf um
Gerechtigkeit leben sie weiter.*

(ANF v, 20.2.2024)

Krefeld: Gedenken an Ugur Sakar

Vor dem Gerichtszentrum in Krefeld haben Wegge-
fahrt:innen an Ugur Sakar erinnert. Der Kurde hatte
sich am 20. Februar 2019 vor dem Gebaude aus Protest
in Brand gesetzt und war am 22. Mérz seinen schweren
Verletzungen erlegen. Am néchsten Tag wurde seine
Aktion in deutschen Medien als Tat eines psychisch
Kranken herabgewiirdigt. Die polizeilichen Ermittlun-
gen konzentrierten sich auf die Frage, ob die PKK den
Befehl zur Selbstverbrennung gegeben habe. Kurdische
Organisationen teilten umgehend mit, dass Selbstver-
brennungen als Aktionsform abgelehnt werden.

Vor seiner Selbstverbrennung hatte er einen Brief
geschrieben und die Griinde fiir seine Aktion — die
Isolation Abdullah Ocalans und die kurdenfeindliche
Repression in Deutschland — genannt. Der Brief wurde
bei dem heutigen Gedenken vorgelesen. Aullerdem
erinnerten die Ko-Vorsitzende des Verbandes FED-
MED, Sevin Singer, und Hiiseyin Perk von der ,,Ugur

Sakar“-Initiative in Redebeitrdgen an den Kurden. Zum
Todestag soll an seinem Grab eine Gedenkveranstal-
tung stattfinden.

(ANF v. 20.2.2024/Azadi)

Einen Freund verloren

Erwin Bail wollte unbedingt die Autobiografie von
Hatip Dicle (,,Ein Leben im Kampf fiir die Rechte
der kurdischen Bevdlkerung®) in einer Buchhandlung
abholen, die er dort bestellt hatte.

Obwohl es Tage zuvor geschneit hatte, fuhr er mit
dem Fahrrad von seinem Wohnort nach Prien/Chiem-
see. Auf der Riickfahrt ist er auf dem vereisten Weg
gestiirzt. Eine Passantin hat ihn mit ihrem Auto nach
Hause gebracht. Die drztliche Untersuchung ergab
keine Knochenverletzung, aber er hatte grole Schmer-
zen und konnte ein Bein nicht belasten. Wegen notiger
Besorgungen, musste seine Lebensgeféhrtin ihn fiir
eine halbe Stunde alleine lassen. Sie kam zuriick und
fand Erwin am 18. Januar tot auf dem Boden liegend.
Er wurde 82 Jahre alt.

Erwin Bail war ein ganz groer Freund der Kurdin-
nen und Kurden, stellte sich solidarisch und empathisch
an ihre Seite, libte scharfe Kritik an der herrschenden
Kriminalisierungspraxis in Deutschland und in der
Tirkei und unterstiitzte iber Jahrzehnte die Arbeit
von AZADI. Nach fast jedem AZADI-Info, das er
nur in Papierform haben wollte, kamen erboste, Mut
machende, teils mystisch formulierte mit vieldeutigen
Symbolen und Grafiken versehene Briefe, die mich
immer wieder faszinierten.

Er wird unvergessen bleiben.

(AZADI)



https://anfdeutsch.com/aktuelles/ruhe-in-frieden-heval-ugur-10415
https://anfdeutsch.com/aktuelles/kurde-verbrennt-sich-aus-protest-gegen-isolation-9680

DEUTSCHLAND SPEZIAL

~Rasse” wird im Grundgesetz nicht
gestrichen

Die Ampelkoalition will das Vorhaben, den Begriff
,»Rasse* aus dem Grundgesetz zu streichen, nicht mehr
weiterverfolgen. Wie am 9. Februar bekannt wurde,
haben sich Politiker von SPD, Griinen und FDP ent-
schieden, die Formulierung nicht zu dndern, nachdem
der Zentralrat der Juden in Deutschland Bedenken
dagegen vorgebracht hatte. Die Formulierung Artikel
3 des Grundgesetzes ,,Niemand darf wegen (...) sei-
ner Rasse (...) benachteiligt oder bevorzugt werden*
entstammt nach verbreiteter Lesart der Erfahrung des
deutschen Faschismus und soll rassistische Diskri-
minierung verhindern. Kritiker beméngeln, dass der
Begriff die Vorstellung transportiere, dass es tatsdchlich
menschliche Rassen gebe.

Gw v, 10.2.2024)

Ein Bundeskanzler legt Grundstein fiir Tod
und Vernichtung

Der Diisseldorfer Riistungskonzern Rheinmetall will
mit einer neuen Fabrik an seinem deutschen Produkti-
onsstandort Unterliil die Herstellung von Artilleriemu-
nition, Explosivstoffen und Raketenartillerie auswei-
ten. Am 12. Februar kam es zum symbolischen ersten
Spatenstich fiir das rund 300 Millionen Euro schwere
Projekt. Handlanger am Standort in Niedersachsen
waren Bundeskanzler Olaf Scholz und Verteidigungs-
minister Boris Pistorius. Die Versorgung mit Munition
sei von strategischer Bedeutung, betonte der Konzern;
Rheinmetall sei sich seiner Verantwortung als fiihren-
der Hersteller bewusst.

(Gw v. 10.2.2024/Azadi)

Rheinmetall plant Munitionswerk in
Ukraine

Laut Mitteilung von Rheinmetall will der Riistungs-
konzern zusammen mit einem nicht genannten Partner
in der Ukraine Artilleriemunition produzieren. Eine
entsprechende Absichtserkldrung zur Griindung eines
Joint Ventures sei am Rande der Miinchner ,,Sicher-
heitskonferenz* am 17. Februar unterzeichnet wor-
den. Danach soll das ,,ukrainische Kompetenzzentrum
fiir Munition* kiinftig jahrlich eine sechsstellige Zahl
von Geschossen herstellen. Ein entsprechendes Werk
soll gebaut und kiinftig gemeinsam betrieben werden,
Rheinmetall werde mit 51 Prozent Mehrheitseigner der
Munitionsfabrik.

(iw v. 19.2.2024/Azadi)

Rhein-Ausflug: MaaBen schippert mit
Kameraden zu neuen Ufern

Auf der Flucht vor Protesten, schipperten Hans-Georg
MaaBen mit zwei Dutzend Gleichgesinnten auf einem
Ausflugschiff zwischen Bonn und Remagen, um aus
dem ultrarechten Verein ,,Werteunion® eine Partei zu
griinden. Zum Vorsitzenden wurde Maallen einstimmig
gewdhlt. Man habe sich in Bonn versammelt, weil die
Partei damit an die ,,Bonner Republik* habe ankniipfen
wollen, die sowohl die ,,alte Bundesrepublik* als auch
,die alte CDU* stark gemacht hitte. Zu Vizeparteichefs
wurden der Exvorsitzende des Vereins ,,Werteunion®,
Alexander Mitsch, der frithere Inspekteur der Marine,
Kay-Achim Schénbach und der frithere CDU-Bundes-
tagsabgeordnete Albert Weiler gewahlt.

Mit der ,,Werteunion® solle nun eine Liicke zwischen
der Union und der AfD gefiillt werden, so Maallen in
einem Interview mit dem Sender tv.berlin.

In dem beschlossenen Griindungsprogramm bezeich-
net sich die ,,Werteunion® als ,,freiheitlich-konservative
Partei.

Erstmals will die Partei bei den drei ostdeutschen
Landtagswahlen im September antreten, um dann
bei der Bundestagswahl 2025 eine “Politikwende™ in
Deutschland herbeizufiihren.

Maalen war von 2012 bis 2018 Prasident des Bun-
desamtes fiir Verfassungsschutz und wurde vom dama-
ligen Innenminister Horst Seehofer (CSU) entlassen,
nachdem er die rechten Ausschreitungen in Chemnitz
verharmlost und das Vorhandensein ,,linksradikaler
Krifte in der SPD* konstatiert hatte.

(Gwv. 19.2.2024/Azadi)

SEK-Razzien in Berlin dienen Repression
und Einschiichterung

Die staatlichen Behorden versuchen offenbar um jeden
Preis, Erfolge in der Fahndung nach Ernst-Volker Staub
und Burkhard Garweg zu erzielen. Nach der Verhaf-
tung von Daniela Klette in Berlin-Kreuzberg fanden am
3.3.2024 unter Einsatz von Sprengstoff und Blendgra-
naten Razzien in Friedrichshain statt. Den Gesuchten
wird vom deutschen Staat vorgeworfen, Mitglieder der
1998 aufgelosten Roten Armee Fraktion (RAF) gewe-
sen zu sein.

Blendgranaten, Schiisse, Sprengung in
Friedrichshain

Am Sonntagmorgen um 7.30 Uhr stiirmten schwer
bewaftnete Mitglieder von Spezialeinheiten des Bun-
deskriminalamts und des Landeskriminalamts Nieder-
sachsen ein linkes Wohnprojekt in Berlin-Friedrichs-




hain. Neben schweren Offensivfahrzeugen, einem
Euphemismus fiir Biirgerkriegspanzer, ging die Polizei
bei ihrem Angriff mit massiver Gewalt vor. So wurde
eine Tir gesprengt und eine Blendgranate ins Innere
geworfen. Man kann nur von Gliick sagen, dass sich
keine Menschen im Wirkungsradius des Angriffs
befunden hatten. Die Bewohner:innen des Wagenplat-
zes wurden aus ihren Betten gerissen, mussten teilweise
fast unbekleidet in der Kailte stehen oder wurden zur
Personalienfeststellung mitgenommen. Der S-Bahn-
verkehr wurde aufgrund der Polizeiaktion fiir mehrere
Stunden eingestellt. Die Operation war jedoch erneut
ein Schlag ins Wasser und die Festgenommenen sind
mittlerweile wieder frei. Laut Aussagen des Anwalts
des Projektes wurde kkein Haussuchungsbeschluss
oder Ahnliches vorgelegt.

Weitere Razzia am Boxhagener Platz

Doch damit nicht genug, am Abend riickten schwerbe-
waffnete Spezialeinheiten erneut in Friedrichhain aus
und stiirmten eine Wohnung am Boxhagener Platz. Es
hat offenbar keine Festnahmen gegeben. Der Unmut
angesichts der massiven Repressionswelle gegen linke
Strukturen wéchst. Vor dem Haus versammelten sich
wiitende Anwohner:innen. Es waren Parolen zu horen
wie ,,Wo wart ihr in Hanau?* oder ,,Wir sind alle 129a*
—also ,,Mitglieder einer terroristischen Vereinigung*.

RAF-Fahndung als Mittel zur Kriminalisierung
linker Strukturen

Bis jetzt ist ein gesellschaftlicher Aufschrei {iber die
massive Repression gegen linke Strukturen ausgeblie-
ben. Dabei gilt einmal mehr, gemeint sind alle Struk-
turen mit der Perspektive auf grundlegende gesell-
schaftliche Verdnderung. Der RAF-Vorwurf wird heute

Transparent an der Roten Flora in Hamburg (c) Rote Flora

inflationdr sogar gegen pazifistische Klimaaktivist:in-
nen der letzten Generation verwendet (,,Klima-RAF*).
In diesem Zusammenhang stellen die Razzien auch ein
wichtiges Mittel dar, um die Staatsrdson zu zeigen und
eine vermeintliche Unmdoglichkeit von Widerstand zu
vermitteln. Linke Strukturen sollen eingeschiichtert
oder, falls das nicht funktioniert, ausgeschaltet werden.

Rote Hilfe im Visier der Repression

Weitere Angriffe werden offensichtlich diskursiv vor-
bereitet. So kolportierte der Tagesspiegel bereits, ohne
auch nur ein Indiz dafiir nennen zu konnen, der stro-
mungsiibergreifende Rechtshilfeverein Rote Hilfe e.V.
habe die Untergetauchten unterstiitzt. Bezug genom-
men wird dabei auf eine treffende Feststellung des
Vereins: ,,Die heutige Festnahme von Daniela Klette
ist das Ergebnis einer jahrzehntelangen Verfolgungswut
und dem staatlichen Rachebediirfnis gegen ehemalige
Mitglieder der Stadtguerilla-Gruppen.© Und: ,,Es ist
die Aufgabe von Solidaritéts- und Grundrechtsorgani-
sationen ebenso wie der gesamten Linken, sich gegen
diese Gesinnungsjustiz zu stellen.* In der Vergangen-
heit wurden Forderungen nach einem Verbot der Roten
Hilfe laut. So brachten Politiker:innen der CDU/CSU
immer wieder ein Verbot der Rechtshilfeorganisation
mit iber 10000 Mitgliedern ins Spiel.

Es regt sich Protest

Doch allméhlich kommt auch in Berlin der Protest
gegen die Repression ins Rollen. So ist fiir Samstag, 6.
Mairz, um 18 Uhr am Mariannenplatz in Berlin/Kreuz-
berg eine Demonstration unter dem Motto: ,,Stoppt den
Staatsterrorismus — Solidaritdt mit den Untergetauchten
& Gefangenen® angekiindigt.

(anfdeutsch vom 4.3.2024/Azdai)




AZADI UNTERSTUTZT

In vier Unterstiitzungsfillen hat AZADI insgesamt 1755,52 € bewilligt (Biicher an Gefangenen; Widerstand gegen
Vollzugsbeamte — eingestellt; Eilverfahren vor einem VG wegen Verbots von Ocalan-Bildnissen; VS-Intervention
bei Passverweigerung)

Neun politische Gefangenen erhielten von AZADI im Februar insgesamt 1340,— Euro fiir Einkauf; zwei Gefan-
gene wurden von der Roten Hilfe unterstitzt.

Schreibt den politischen Gefangenen:

AYAS Kenan Untersuchungshaftanstalt Hamburg, Holstenglacis 3, 20355 Hamburg (Anmerkung: sein tat-
sdchlicher Nachname lautet AYAZ; in tiirkischen Dokumenten steht AYAS, was auf ein Versehen beim Eintrag
nach seiner Geburt zuriickzufiihren ist. Damit er Briefe etc. erhilt, muss der Name AYAS verwendet werden.)
AYDIN (")zgiir (tiirkisch, zaza), Am Fuchsberg 3, 28239 Bremen

CAKAS Mehmet (zaza, kurmanci, tiirkisch), Schulenburger Landstr. 145, 30165 Hannover

CIMEN Sabri (kurmanci, tiirkisch, englisch), Trierer Landstr. 64, 54516 Wittlich

DORA Mazlum (kurmanci, tlirkisch) , Asperger Str. 60, 70439 Stuttgart

ENGIZEK Ali  (kurmanci, tiirkisch, etwas deutsch), Asperger Str. 60, 70439 Stuttgart

KIZILKAYA Merdan (kurmanci, tiirkisch, deutsch), Asperger Str. 60, 70439 Stuttgart

KOCER Tahir  (kurmanci, tiirkisch, deutsch), Stadelheimer Str. 12, 81549 Miinchen

OCALAN Abdullah  (kurmanci, tiirkisch, franzosisch), Obere Kreuzickerst. 6, JVA Frankfurt/M. 1, 60435
Frankfurt/M.

OZEL Ali (kurmanci, tiirkisch, arabisch), Obere Kreuzickerstr.6, JVA Frankfurt/M. 1, 60435 Frankfurt/M.
SAKA Kadri Holstenglacis 3, 20355 Hamburg
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